
Fall diene. Für die Vertragsstrafe sei daher dann kein 
Raum mehr, wenn der Untergang der Emballage die 
Rückgabe als solche unmöglich mache. Die Problematik 
dieser Frage ist durch die VerpAO insofern verschärft 
worden, als die Vertragsstrafe nicht mehr aus einem 
zeitunabhängigen Pauschalbetrag besteht, sondern in 
ihrer Höhe von der Dauer des Verzugs bestimmt wird. 
Da, wie unten auszuführen ist, die Ansicht vertreten 
wird, daß auch beim Untergang der Emballage eine 
Vertragsstrafe zu zahlen ist, muß die Frage beantwortet 
werden, für welchen Zeitraum die Berechnung zu er­
folgen hat.

Hie Vertragsstrafe hat erzieherische Funktion über 
den konkreten Fall hinaus, für den sie ausgeworfen 
wird. Sie verliert damit ihre Bedeutung auch dort 
nicht, wo wegen des Unterganges der Leihverpackung 
auch durch die Verhängung einer Vertragsstrafe die 
Rückgabe der Originalverpackung nicht erzwungen 
werden kann. Die nicht unerhebliche Vertragsstrafe 
wird den Empfänger veranlassen, zumindest künftig 
seine Verpflichtungen gegenüber dem Lieferer besser zu 
erfüllen. Von diesem Standpunkt geht auch das Allge­
meine Vertragssystem aus, das auch dort auf eine 
Vertragsstrafe erkennt, wo die Leistung als solche un­
möglich geworden ist und daher nicht erzwungen 
werden kann (§ 2 Abs. 1 Buchst, c der 6. DB zur WO). 
Für die Ansicht, daß auch beim Untergang des Ver­
packungsgutes die Vertragsstrafe zu berechnen ist, 
spricht auch der im § 7 Abs. 4 VerpAO ausge­
sprochene Grundsatz, daß Vertragsstrafen und Scha­
densersatzanspruch einander nicht ausschließen (vgl. 
auch § 5 Abs. 4 WO). Neben dem Schaden, der dem 
Lieferer dadurch entsteht, daß er die zurückbehaltenen 
Verpackungsmittel nicht anderweit verwenden kann, 
ergibt sich der wichtigste Ersatzanspruch bei einem 
vom Empfänger verschuldeten Untergang der Em­
ballage.

Da Schadensersatzanspruch und Vertragsstrafe jedoch 
nebeneinander bestehen, geht offensichtlich auch die 
VerpAO davon aus, daß der Untergang des Leihgutes 
die Vertragsstrafberechnung nicht ausschließt.

Mit der Frage, für welchen Zeitraum in diesem Falle 
die Vertragsstrafe zu berechnen ist, befaßt sich § 7 
Abs. 3 LwVerpAO. Die LwVerpAO unterscheidet zwi­
schen dem Verlust innerhalb und nach Ablauf der 
Rückgabefrist. Wird der innerhalb der Rückgabefrist 
eintretende Verlust sofort dem Ldeferer angezeigt, so 
entfallen Vertragsstrafe und Entgelt. Der Schadens­
ersatz ist grundsätzlich in natura zu leisten. Nur hilfs­
weise wird der finanzielle Ausgleich (Wiederbeschaf­
fungswert) zugelassen. . Bei einem Verlust n a c h  Ab­
lauf der Rückgabefrist sind Vertragsstrafe und Entgelt 
bis zum Ersatz des Verpackungsmittels zu zahlen. Ein 
finanzieller Ausgleich ist — ohne daß die LwVerpAO 
das ausdrücklich feststellt — unter den gleichen Vor­
aussetzungen wie beim Verlust innerhalb der Rück­
gabefrist zulässig.

So begrüßenswert es ist, daß sich der Gesetzgeber 
erstmals mit diesem Problem befaßt, so muß doch auf 
verschiedene Mängel dieser Lösung hingewiesen wer­
den. Unbefriedigend ist die gleiche Behandlung von 
Vertragsstrafe und Entgelt. Die unterschiedliche Funk­
tion von Vertragsstrafe und Entgelt wurde im vor­
stehenden bereits erörtert. Es ist unzweckmäßig, im 
Falle des Unterganges der Verpackung für beide An­
sprüche die gleiche Regelung einzuführen. Bedenklich 
ist weiterhin die dem Empfänger gewährte Möglichkeit, 
durch Verlustanzeige und Geldersatz sich der Vertrags­
strafe und ohne Rücksicht auf den Grund des Unter­
ganges auch der Entgeltpflicht zu entziehen. Bei der 
nicht unbeträchtlichen Vertragsstrafhöhe besteht die 
Gefahr, daß sich der Empfänger weniger um die Wie­
derbeschaffung einer vorübergehend unauffindbaren 
Verpackung als um eine schnelle Verlustanzeige und 
um Befriedigung des Schadensersatzanspruches — soweit 
ein solcher besteht — bemüht. Die Regelung der 
LwVerpAO läßt sich als Spezialbestimmung nicht auf 
die VerpAO übertragen. Es ist vielmehr eine Hand­
habung notwendig, die den Empfänger zwingt, sich 
in erster Linie um die Herbeischaffung der fehlenden 
Verpackung zu kümmern. Zu einem solchen Ergebnis 
gelangt man bei sinngemäßer Anwendung der Grund­
sätze des Allgemeinen Vertragssystems, die, wie aus-

geführt, ergänzend herangezogen werden können, so­
weit nicht Sonderbestdmmungen der Verpackungsmittel­
anordnungen bestehen.

§ 2 Abs. 1 Buchst, c der 6. DB zur WO verpflichtet 
in den Fällen der Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit 
der Leistung oder Abnahme den Vertragsverletzer zu 
einer Vertragsstrafe in Höhe von 5% des Wertes des 
Vertragsgegenstandes. Bei einem Vertragsstrafsatz von 
0,1 % täglich für den Lieferverzug entspricht das der 
Vertragsstrafe für 50 Tage Terminüberschreitung. Hier­
aus ergibt sich für die Höhe der Verpackungsmittel- 
Vertragsstrafe folgende Regelung (wobei ausdrücklich 
darauf hingewiesen wird, daß es nicht um die Frage 
geht, ob eine Vertragsstrafe entstanden ist, sondern 
für welchen Zeitraum die Vertragsstrafe zu berechnen 
ist): Bei Verlust der Emballage ist der Empfänger, 
soweit die in § 7 VerpAO aufgestellten Bedingungen 
erfüllt sind, verpflichtet, Vertragsstrafe bis zur Rück­
gabe einer vom Lieferer gebilligten Ersatzemballage (§ 6 
Abs. 7 VerpAO) zu bezahlen. Ist der Empfänger zur 
Naturalrestitution außerstande oder zum Schadens­
ersatz nicht verpflichtet, so ist die Vertragsstrafe bis 
zur Verlustanzeige, mindestens aber für 50 Tage zu 
zahlen. Nach der Staffelung des § 7 Abs. 1 VerpAO 
beträgt die Vertragsstrafe für 50 Tage 600 % des An­
schaffungswertes. Diese nicht unbeträchtliche Vertrags­
strafe ist für den Empfänger Ansporn, sich um die Auf­
findung einer abhanden gekommenen Emballage oder 
zumindest um Ersatzemballage zu bemühen, statt den 
Lieferer mit einem finanziellen Ausgleich abzuspeisen, 
an dem dieser wegen der Schwierigkeit der Wieder­
beschaffung kaum interessiert ist. An der nicht un­
beträchtlichen Höhe der Vertragsstrafe wird verständ­
licherweise vom Zahlungspflichtigen nicht selten Kritik 
geübt. Dabei wird auf das Mißverhältnis zwischen der 
Vertragsstrafe und dem Wert der Verpackung hin­
gewiesen. Diese Kritik ist unbegründet; sie übersieht, 
daß kleineren Vertragsstrafbeträgen keine erzieherische 
Wirkung innewohnt. Diese Auffassung hat zur Ein­
schränkung des Verzichtsverbotes für Vertragsstrafen 
bis 10 DM in § 4 Abs. 1 und bis 100 DM in § 5 der
6. DB zur WO geführt. Um ihrer erzieherischen Wir­
kung gerecht zu werden, muß die Vertragsstrafe eine 
für den Betroffenen fühlbare Höhe besitzen. Härten 
können aus dieser Regelung deswegen nicht entstehen, 
weil das Verschuldensprinzip (§ 7 Abs. 2 VerpAO) regu­
lierend eingreift. Das gilt besonders dann, wenn die 
dem Empfänger eingeräumte, mit dem Versandtag be­
ginnende Rückgabefrist durch einen ungewöhnlich zeit­
raubenden Transportweg verbraucht ist. Es besteht 
jedoch kein Anlaß, wegen dieser Sonderfälle generell 
die Rückgäbefristen zu verlängern und damit die Um­
laufgeschwindigkeit des Verpackungsmittels herabzu­
setzen.

Während die LwVerpAO beim Untergang der Ver­
packung für Vertragsstrafe und Entgelt besondere Be­
stimmungen trifft, ist die Regelung des Schadens­
ersatzes für die Verpackung selbst und das Entgelt für 
Gewebesäcke im Rahmen der VerpAO den allgemeinen 
Grundsätzen des Zivilrechts zu entnehmen. Dabei ist 
davon auszugehen, daß die Emballage Eigentum des 
Lieferers bleibt. Dies ergibt sich für den Bereich der 
VerpAO eindeutig aus § 7 Abs. 4, wonach der Emp­
fänger durch die Vertragsstrafzahlung kein Eigentum 
erwirbt. Den Lieferer treffen die wirtschaftlichen 
Nachteile eines Verlustes der Leihverpackung, den 
weder er noch der Besteller zu vertreten haben. Ent­
sprechendes gilt für Beschädigungen oder andere 
Wertminderungen. Diese Regelung bleibt auch für den 
Transportweg zum Empfänger bestehen, weil der 
Gefahrübergang gemäß § 447 BGB sich nur auf die 
zur Übereignung bestimmte Ware, nicht aber auf die 
Leihverpackung bezieht. Auch während der Lagerung 
des Verpackungsmittels beim Empfänger innerhalb 
der Rückgabefrist liegt die Gefahr des zufälligen 
Unterganges beim Lieferer. Gemäß § 4 Abs. 2 VerpAO 
haftet der Empfänger für solche Wertminderungen, 
die infolge unsachgemäßer und fahrlässiger Behand­
lung entstehen. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß 
eine unsachgemäße Behandlung allein den Schadens­
ersatzanspruch nicht entstehen läßt. Die Wertminde­
rung muß vom Empfänger außerdem zu vertreten 
sein. Es ist denkbar, daß eine Verpackung aus einem 
dem Empfänger bisher nicht bekannten Werk­
stoff durch unsachgemäße Aufbewahrung beschädigt
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